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Vollzug der Thüringer Bauordnung (ThürBO) und Vollzug des Thüringer Verwaltungszustellungs-
und Vollstreckungsgesetzes (ThürVwZVG

Vorhaben in:
Gem./Flur-Flurst.:

07580 Ronneburg, Markt 27
Ronneburg, 1-1843

Sehr geehrte Frau Rohm,

Bescheid:

1. Sie haben das nicht freistehende Gebäude, auf dem Grundstück der Gemarkung Ron-
neburg, Flur 1, Flurstück 1843 mit der Adresse Markt 27 in 07580 Ronneburg, voll-
ständig zu beseitigen (siehe Kennzeichnung rot Markierung Lageplan).

2. Vor der Durchführung der Abbrucharbeiten haben Sie die Standsicherheit der Gebäu-
de, die unmittelbar an das zu beseitigende Gebäude angrenzen (Markt 28 und Markt
26 in 07580 Ronneburg), durch einen qualifizierten Tragwerksplaner im Sinne des §
65 Abs. 2 Thüringer Bauordnung (ThürBO) beurteilen zu lassen.

3. Für die bauaufsichtliche Verfügung unter Ziffer 1. wird die sofortige Vollziehung angeord-
net.

4. Für die bauaufsichtliche Verfügung unter Ziffer 2. wird die sofortige Vollziehung ange-
ordnet.
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5. Sollten Sie nicht bis spätestens 15.05.2024 die unter Ziffer 1. angeordnete Maßnahme
durchführen, drohen wir Ihnen an, die Arbeiten im Wege der Ersatzvornahme durch
das Landratsamt Greiz durchführen zu lassen.

Die Kosten der Ersatzvornahme, werden vorläufig auf 75.000,00 € veranschlagt.

6. Sollten Sie nicht bis spätestens 15.04.2024 die unter Ziffer 2. angeordnete Maßnahme
durchführen, drohen wir Ihnen an, die Arbeiten im Wege der Ersatzvornahme durch
das Landratsamt Greiz durchführen zu lassen.

Die Kosten der Ersatzvornahme, werden vorläufig auf 2.000,00 € veranschlagt.

7. Sie haben die Kosten dieses Verfahrens zu tragen. Die Verwaltungskosten belaufen
sich auf 250,00 €.

Begründunfl:

I. Sachverhaltsdarstellung

Der Sachverhalt begleitet die Bauaufsichtsbehörde seit mehreren Jahren. Die vor Ihrem Gebäu-
de befindliche Absperrung besteht bereits seit dem Jahre 2020. Die entsprechende Verfügung
zur Absperrung ist am 24.09.2020 ergangen.

Am 23.01.2024 fand im Wege der Bauzustandsüberwachung durch die untere Bauaufsichtsbe-
horde und den beauftragten Statiker eine Begehung des Gebäudes statt.

Im Einzelnen wurde zu den bereits erfassten Schäden festgestellt, dass das Gebäude insgesamt
bereits irreparabel geschädigt ist. Aufgrund massiver großflächiger Schäden und Durchfeuchtun-
gen ist die Standsicherheit des Gebäudes gefährdet.

Der Grund für diesen desolaten Zustand des Gebäudes sind unterlassene Instandsetzungsmaß-
nahmen. Es konnte jahrelang ungehindert Feuchtigkeit eindringen. Dies führte zum Verfall der
Dachkonstruktion. Im Bereich des 1 und 2. Obergeschosses sowie am Dachtragwerk waren mitt-
lerweile großflächige Deckeneinbrüche zu verzeichnen.

In den letzten vier Jahren sind Ihrerseits keinerlei Sicherungsmaßnahmen geleistet worden, um
den Verfall des Gebäudes aufzuhalten. Es ist davon auszugeben, dass auch weiterhin keinerlei
Sicherungsmaßnahmen Ihrerseits in Auftrag gegeben oder selbst geleistet werden.

Die vor dem Gebäude befindliche Sperrung des Gefahrenbereiches stellt für Passan-
ten/Anwohner eine Behinderung dar. Nach jahrelanger dauerhafter Absperrung kann man von
einer Unzumutbarkeit sprechen.

Wegen der Erkennbarkeit der öffentlichen Gefährdung und der Notwendigkeit des sofortigen
Handelns wird nunmehr die Beseitigung des Gebäudes angeordnet.

Der bauliche Zustand des Gebäudes verschlechtert sich permanent. Auch die Absperrung des
Gefahrenbereichs stellt keine Dauerlösung dar. Daher wird mit diesem Bescheid derAbriss des
Gebäudes auf dem Grundstück der Gemarkung Ronneburg, Flur 1, Flurstück 1843 mit der Ad-
resse Markt 27 in 07580 Ronneburg gefordert.

Sämtliche Ermittlungsversuche Ihren Wohnort in Erfahrung zu bringen sind gescheitert. Eine An-
hörung war somit nicht möglich. Aus diesem Grunde ist die Zustellung dieser Verfügung per öf-
fentlicher Bekanntmachung unumgänglich.

Allgemeine Sprechzeiten Di
Do

09.00 - 12.00 und 14.00 -17.00 Uhr
09.00-12.00und14.00-18.00uhr

Ober diese Zeiten hinaus haben die einzelnen Ämter weitere Sprechzeiten.
Sie können telefonisch erfragt werden. VOGT

IA?;;1:
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II. Störerauswahl

Gemäß § 57 Abs. 2 der Thüringer Bauordnung (ThürBO) ist die untere Bauaufsichtsbehörde für
den Vollzug der Thüringer Bauordnung sowie anderer öffentlich-rechtlicher Vorschriften für die
Errichtung, Änderung, Nutzungsänderung, Instandhaltung, Nutzung oder die Beseitigung von An-
lagen zuständig. Das Landratsamt Greiz wird hier nach § 57 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ThürBO i. V. m.
§ 3 Abs. 1 ThürVwVfG als sachlich und örtlich zuständige untere Bauaufsichtsbehörde tätig.

Unsere Forderungen richten sich an Sie als sogenannten „Doppelstörer". Das bedeutet, dass Sie
zugleich Zustande- und Handlungsstörer sind. Sie sind zum einen Zustandsstörer nach § 11
Abs. 2 des Thüringer Gesetzes über die Aufgaben und Befugnisse der Ordnungsbehörden
(OBG). Demnach können Maßnahmen gegen den Eigentümer gerichtet werden. Sie sind
Eigentümer des Grundstücks der Gemarkung Greiz, Flur-Flurstück 1-1843 mit der Adresse Markt
27 in 07580 Ronneburg.

Zum anderen sind Sie auch Handlungsstörer gemäß § 10 Abs. 1 OBG. Demnach sind Maßnah-
men gegen eine Person zu richten, die eine Gefahr verursacht. Eine Gefahr kann sowohl durch
aktives Handeln als auch durch bloßes Unterlassen verursacht sein. Als Handlungsstörer, im Fal-
Ie der Unterlassung, ist derjenige verantwortlich, welcher zum Handeln verpflichtet ist. Als
Eigentümer des o.g. Grundstücks haben Sie dafür Sorge zu tragen, dass bei der Errichtung, In-
standhaltung, Änderung, Nutzungsänderung oder dem Abbruch einer Baulichkeit die öffentlich-
rechtlichen Vorschriften eingehalten werden. Durch die fehlende Instandsetzung Ihrer baulichen
Anlage (Gebäude) besteht eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit insbesondere Leben und
Gesundheit.

Die Störerauswahl ist nach dem Grundsatz der Effektivität der Gefahrenabwehr durchzuführen.
Sie sind, wie oben erläutert, Zustande- und Handlungsstörer zugleich. Die Inanspruchnahme an-
derer Personen wurde von uns geprüft, andere Störer konnten nicht ermittelt werden.

Zu Ziffer 1. - Anordnung der Beseitiaung

Im vorliegenden Fall wird von der unteren Bauaufsichtsbehörde des Lankreises Greiz gemäß §
58 Abs. 2 ThürBO angeordnet, dass Sie das nicht freistehende Gebäude auf dem Grundstück
der Gemarkung Greiz, mit der Adresse Markt 27 in 07580 Ronneburg bis spätestens 15.05.2024
vollständig zu beseitigen haben. (Anlage - Lageplan rote Kennzeichnung).

Gemäß § 58 Abs. 1 ThürBO haben die Bauaufsichtsbehörden bei der Errichtung, Änderung, Nut-
zungsänderung und Beseitigung sowie bei der Nutzung und Instandhaltung von Anlagen darüber
zu wachen, dass die öffentlich-rechtlichen Vorschriften und die aufgrund dieser Vorschriften er-
lassenen Anordnungen eingehalten werden.
Insbesondere haben die Bauaufsichtsbehörden im Rahmen der geltenden Gesetze die nach
pflichtgemäßem Ermessen notwendigen Maßnahmen zu treffen. Nach § 58 Abs. 2 ThürBO kön-
nen die Bauaufsichtsbehörden im Einzelfall auch weitergehende Anforderungen stellen um er-
hebliche Gefahren abzuwehren, soweit die Bestimmungen der §§ 12 bis 50 und die aufgrund
dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften nicht ausreichen um die Anforderungen nach § 3
ThürBO zu erfüllen.

Gemäß § 12 Abs. 1 ThürBO muss jede bauliche Anlage im Ganzen und in ihren einzelnen Teilen
für sich allein standsicher sein. Die Standsicherheit muss während der gesamten Lebensdauer
der baulichen Anlage bestehen.

Allgemeine Sprechzeiten Di
Do

09.00 - 12.00 und 14.00 -17.00 Uhr
09.00 - 12.00 und 14.00 -18.00 Uhr

Über diese Zeiten hinaus haben die einzelnen Ämter weitere Sprechzeiten.
Sie können telefonisch erfragt werden. VOGT

LAND
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Nach § 3 Abs. 1 ThürBO sind Anlagen so anzuordnen, zu errichten, zu ändern und instand zu
halten, dass die öffentliche Sicherheit oder Ordnung, insbesondere Leben, Gesundheit oder die
natürlichen Lebensgrundlagen, nicht gefährdet werden.

Bei der letzten Ortseinsicht am 23.01.2024 wurde die Verschlechterung des baulichen Zustandes
des Gebäudes festgestellt. Das Gebäude stellt eine Gefährdung für die öffentliche Sicherheit und
Ordnung dar. Dies zeigt sich wie folgt:

Bei dem Gebäude Markt 27 in 07580 Ronneburg handelt es sich um ein nicht freistehendes Ge-
bäude. An das Gebäude grenzen unmittelbar die Gebäude Markt 28 und Markt 26 an. Das Ge-
bäude befindet sich zudem grenzständig zur öffentlichen Verkehrsfläche (Gehweg und Straße).

Das gesamte Gebäude befindet sich in einem sehr schlechten baulichen Zustand. Im Gebäude
waren die Schäden so groß, dass lokale Bereiche der Geschossdecken über 1. Und 2 Oberge-
schoss sowie Dachtragwerk bereits eingestürzt sind. Insbesondere im rückwärtigen Bereich ist
die Eindeckung der Dachfläche des Hauptgebäudes nicht mehr funktionsfähig. Aufgrund der
Feuchtigkeitseinwirkungen sind große Bereiche der Dachschalung und der Sparren durch Fäul-
niserscheinungen geschädigt. Weitere Deckeneinbrüche können auch den Fassadenbereich
Richtung hlauptstraße mit sich ziehen.

Zusammenfassend ist mitzuteilen, dass keinerlei Sicherungsmaßnahmen seit 2019 Ihrerseits er-
griffen worden sind. Der Zustand des Gebäudes hat sich seitdem signifikant verschlechtert. Si-
cherungsmaßnahmen an der Gebäudesubstanz sind angesichts des baulichen Zustands nicht
wirtschaftlich. Zur Beseitigung der dauerhaften Gefahrensituation und zur Herstellung eines si-
cheren Zustands wird nunmehr die Beseitigung des Gebäudes als erforderlich erachtet.

Der bauliche Zustand des Gebäudes verschlechtert sich permanent. Auch eine Absperrung des
Gefahrenbereichs stellt keine Dauerlösung dar. Daher wird mit diesem Bescheid derAbriss des
Gebäudes auf dem Grundstück der Gemarkung Ronneburg, Flur 1, Flurstück 1843 mit der Ad-
resse Markt 27 in Ronneburg gefordert.

Die Bauaufsichtsbehörden können nach § 58 Abs. 2 ThürBO im Einzelfall weitergehende Anfor-
derungen stellen, um erhebliche Gefahren abzuwehren. Eine erhebliche Gefahr ist eine Gefahr
für ein bedeutsames Rechtsgut wie Leben, Gesundheit, Freiheit, wesentliche Vermögenswerte
oder den Bestand des Staates. Aufgrund des bestehenden Schadensbildes und der Lage des
Grundstückes direkt an der öffentlichen Straße, sind insbesondere Leben, Gesundheit und Ei-
gentum der Fahrzeugführer und Passanten bedroht, wenn es auf Grund des schlechten bauli-
chen Zustandes zum Einsturz kommt. Somit liegt eine erhebliche Gefahr vor.

Die Behörde sieht den Komplettabriss des Gebäudes als verhältnismäßig. Diese Maßnahme ist
geeignet die Gefährdung für die öffentliche Sicherheit auf Dauer zu beseitigen. Sie ist auch er-
forderlich. Das Gebäude ist unbewohnt, verwahrlost. Durch die bereits vorhandenen Deckenein-
brüche besteht in Teilbereichen Einsturzgefahr. Sicherungsmaßnahmen wären nur sinnvoll,
wenn vom Eigentümer eine Instandhaltung des Gebäudes gewollt wäre. Da von Ihnen keinerlei
Reaktion erfolgte, ist seitens der Bauaufsichtsbehörde nicht zu erwarten, dass das Gebäude er-
halten werden soll. Daher ist nur ein Abriss sinnvoll. Sicherungsmaßnahmen am Gebäude wären
unwirtschaftlich und würden den Verfall des Gebäudes nicht aufhalten. Aufgrund der Schadens-
bilder und der bautechnischen Mängel ist eine Sanierung des Bauwerks nicht mehr wirtschaftlich.
Wegen der bestehenden Gefährdung ist die Absperrung des Gefahrenbereichs dringend not-
wendig. Dies kann allerdings keine Dauerlösung darstellen. Das Gebäude befindet sich direkt an
der öffentlichen Straße. Schon jahreszeitlich bedingte Witterungseinflüsse wie Schneefälle oder
Frost und andere Kräfteeinwirkungen können unvermittelt zu weiteren Einstürzen führen.

Allgemeine Sprechzeiten Di
Do

09.00 - 12.00 und 14.00 -17.00 Uhr
09.00 - 12.00 und 14.00 -18.00 Uhr

Über diese Zeiten hinaus haben die einzelnen Ämter weitere Sprechzeiten.
Sie können telefonisch erfragt werden. VOGT
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Es gibt demnach kein milderes Mittel, welches ebenso effektiv und wirtschaftlich ist und die Ge-
fahr auf Dauer so beseitigt wie den Komplettabriss. Damit ist die Maßnahme auch angemessen.

Die mit der Maßnahme verbundene Frist bis zum 15.05.2024 ist nach unserer Einschätzung not-
wendig und aufgrund der Gefährdungssituation auch verhältnismäßig, um das Gebäude abzurei-
ßen. Ein entscheidendes Kriterium für die Frist ist darin begründet, dass das Tragwerk des Ge-
bäudes Richtung Grünrathstr. bis Ecke Adelheidstr. nicht mehr standsicher und akut einsturzge-
fährdet ist. Die Frist gibt Ihnen aber auch die Möglichkeit Angebote einzuholen und weiter Dispo-
sitionen zu treffen bzw. den weiteren Verfahrensablauf mit der Bauaufsichtsbehörde zu bespre-
chen.

Sämtliche Ermittlungsversuche Ihren Wohnort in Erfahrung zu bringen sind gescheitert (Anfrage
Botschaft Spanien). Eine Anhörung war somit nicht möglich. Aus diesem Grunde ist die Zustel-
lung dieser Verfügung per öffentlicher Bekanntmachung unumgänglich.

Zu Ziffer 2. - Nachweis der Standsicherheit

An das Gebäude grenzen unmittelbar die Gebäude Markt 26 und Markt 28 in 07580 Ronneburg
an.

Nach § 58 Abs. 2 ThürBO können die Bauaufsichtsbehörden im Einzelfall auch weitergehende
Anforderungen stellen um erhebliche Gefahren abzuwehren, soweit die Bestimmungen der §§ 12
bis 50 und die aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften nicht ausreichen um die Anfor-
derungen nach § 3 ThürBO zu erfüllen. Nach § 3 Abs. 1 ThürBO sind Anlagen so anzuordnen, zu
errichten, zu ändern und instand zu halten, dass die öffentliche Sicherheit oder Ordnung, insbe-
sondere Leben, Gesundheit oder die natürlichen Lebensgrundlagen, nicht gefährdet werden

Gemäß § 60 Abs. 3 Satz 3 ThürBO muss bei nicht freistehenden Gebäuden die Standsicherheit
der Gebäude, an die das zu beseitigende Gebäude angebaut ist, durch einem qualifizierten
Tragwerksplaner im Sinne des § 65 Abs. 2 ThürBO beurteilt und im erforderlichen Umfang nach-
gewiesen werden.

Um die Beseitigung des einsturzgefährdeten Gebäudes durchführen zu können, ist es also erfor-
derlich, die Standsicherheit der angrenzenden Bebauung nachzuweisen, damit die unmittelbaren
Nachbargebäude während und nach den Abrissarbeiten nicht gefährdet werden.

Die dafür aufgegebene Frist bis 15.04.2024 ist ausreichend und angemessen, um einen in der
Liste der Ingenieur- bzw. Architektenkammer Thüringen eingetragenen Bauingenieur oderArchi-
tekten, mit einer mindestens dreijährigen Berufserfahrung in derTragwerksplanung, zu beauftra-
gen und den Standsicherheitsnachweis für die angrenzenden Baulichkeiten erstellen zu lassen
sowie anschließend der Behörde zur Prüfung vorzulegen.

Zu Ziffer 3 und 4 - Sofortige Vollziehung

Nach § 80 Abs. 2 Ziffer 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO), kann die sofortige Vollziehung
angeordnet werden, wenn diese im öffentlichen Interesse liegt.
Dabei muss das öffentliche Interesse an der Vollziehung der Anordnung das Aussetzungsinte-
resse der Anordnungsadressaten überwiegen.

Hier war nach pflichtgemäßem Ermessen für die bauaufsichtliche Verfügung unter den Ziffern 1,
2 und 3 dieses Bescheids die sofortige Vollziehung anzuordnen.

Allgemeine Sprechzeiten Di
Do

09.00-12.00 und 14.00-17.00 Uhr
09.00-12.00und14.00-18.00uhr

Ober diese Zeiten hinaus haben die einzelnen Ämter weitere Sprechzeiten.
Sie können telefonisch erfragt werden. VOGT

LAND
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Das Vollzugsinteresse der Ziffer 1 begründet sich darin, dass Sie mit den unterlassenen Instand-
haltungsarbeiten entgegen bauordnungsrechtlicher Vorschriften gehandelt haben. Ein Andauern
dieses Zustands soll mit dem Komplettabriss des Gebäudes verhindert werden. Ein entschei-
dendes Kriterium für den Abriss des Gebäudes ist darin begründet, dass das Tragwerk des Ge-
bäudes nicht mehr Standsicher ist. Der Abbruch Ihres Gebäudes erlaubt daher keinen weiteren
Aufschub. Das Vollzugsinteresse begründet sich in der fehlenden Standsicherheit des Gebäudes
und darin, dass schon jahreszeitlich bedingte Witterungseinflüsse wie Schneefälle oder Frost und
andere Kräfteeinwirkungen zu weiteren Einstürzen führen können. Durch die Lage des Grund-
Stücks und der fehlenden Standsicherheit besteht eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit. Bei
einem unkontrollierten Einsturz des bereits geschädigten Gebäudes, ist von einer erheblichen
Beeinflussung auf die unmittelbar angrenzenden Gebäude auszugeben. Es kann zu einer Ket-
tenreaktion und damit ein gänzliches Versagen der Standsicherheit in lokalen Bereichen kom-
men. Die veranlasste Absperrung des Gefahrenbereichs stellt keine Dauerlösung dar. Es liegt im
öffentlichen Interesse, dass eine bestehende Gefährdung unverzüglich beseitigt wird.

Das Vollzugsinteresse der Ziffer 2 begründet sich darin, dass eine Beseitigung nur dann gefahr-
los möglich ist, wenn für die angrenzenden Gebäude die Standsicherheit gegeben ist. Diesem
Zweck dient die unter Ziffer 2. aufgegebene Verpflichtung, die Standsicherheit der Nachbarge-
bäude vor dem Abbruch nachzuweisen.

Das öffentliche Interesse am Vollzug der bauaufsichtlichen Anordnungen, überwiegt gegenüber
Ihrem Aussetzungsinteresse der aufgegebenen Verpflichtung im Schutz der aufschiebenden
Wirkung eines etwa eingelegten Widerspruchs vorerst nicht Folge leisten zu müssen. Ein länge-
rer Aufschub durch die Wirkung eines eingelegten Widerspruchs und den folgenden Verfahren,
kann unter den beschriebenen Gegebenheiten nicht im öffentlichen Interesse liegen und würde
den Eintritt eines Schadens an den schützenswerten Rechtsgütern hinnehmen. Demnach kann
auch die Dauer des Verwaltungsstreitverfahrens einschließlich des Vorverfahrens nicht abgewar-
tet werden.

Zu Ziffern 5 und 6. - Androhung der Ersatzvornahme

Gemäß § 44 Abs. 1 i. V. m. § 43 Abs. 1 des Thüringer Verwaltungszustellungs- und Vollstre-
ckungsgesetzes (ThürVwZVG) können Behörden, die einen Verwaltungsakt erlassen haben, mit
dem eine Handlung, Duldung oder Unterlassung gefordert wird, mit Zwangsmitteln vollstrecken.
Dabei ist nach § 46 Abs. 1 und 3 ThürVwZVG das zur Vollstreckung vorgesehene Zwangsmittel
vor seiner Anwendung schriftlich und für jede einzelne Verpflichtung getrennt anzudrohen.

Unter den Ziffern 5 und 6 wurde für die unter den Ziffern 1 und 2 angeordneten Maßnahmen das
Zwangsmittel der Ersatzvornahme angedroht um den Eintritt eines Schadens an Leib, Leben und
Gesundheit zu verhindern. Es handelt sich bei dem ausgewählten Zwangsmittel der Ersatzvor-
nähme um ein geeignetes Zwangsmittel zur Durchsetzung der verfügten Maßnahmen. Bei den
unter Ziffer 1 und 2 aufgegebenen Verpflichtungen handelt es sich um vertretbare hlandlungen.
Aufgrund der bestehenden Gefahr ist die Androhung von Zwangsgeld nicht geeignet Sie zur
Durchführung der Maßnahmen anzuhalten.

Die Verhängung eines Zwangsgeldes würde am sicherheitsgefährdenden Zustand nichts ändern
und wäre ungeeignet, die Gefahrensituation tatsächlich zu beseitigen. Damit steht das ausge-
wählte Zwangsmittel auch nicht außer Verhältnis zum angestrebten Zweck.
Das Zwangsmittel der Ersatzvornahme gemäß § 50 ThürVwZVG, gewährleistet hier das öffentli-
ehe Interesse an der gebotenen Sicherheit und Ordnung.

Die Androhungen sind auch erforderlich, um der Verwaltung die Möglichkeit zu eröffnen bei et-
waigen Verstößen gegen die Ausgangsverfügung einzuschreiten und ggf. die angeordneten ver-

Allgemeine Sprechzeiten Di
Do

09.00 -12.00 und 14.00 -17.00 Uhr
09.00 - 12.00 und 14.00 -18.00 Uhr

Über diese Zeiten hinaus haben die einzelnen Ämter weitere Sprechzeiten.
Sie können telefonisch erfragt werden. VOGT

LAND
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tretbaren Handlungen durchzuführen, um zeitnah wirksam die Gefährdung der öffentlichen Si-
cherheit abzustellen. Sie können ohne weiteres erkennen, in welchem Falle die Ersatzvornahme
zur Anwendung kommt.

Die jeweilige Androhung ist erforderlich, um der Verwaltung die Möglichkeit zu eröffnen bei etwa-
igen Verstößen gegen die Ausgangsverfügung einzuschreiten und ggf. die angeordneten vertret-
baren Handlungen selbst durchführen zu lassen, um zeitnah wirksam gegen das Ausbreiten der
öffentlichen Gefährdung vorzugehen. Der vor dem Gebäudeabbruch durchzuführende Nachweis
der Standsicherheit der Nachbarbebauung, ist zwingende Voraussetzungen, um den Abbruch
ordnungsgemäß durchzuführen, daher bedingt sich deren Durchsetzung gegenseitig. Die Andro-
hung ist auch bestimmt genug, denn es ist ohne weiteres zu erkennen, in welchem Falle das an-
gedrohte Zwangsmittel festgesetzt wird.

Die jeweils angekündigten Kostenbeträge für die Ersatzvornahme gelten als vorläufig veran-
schlagt und sind mit einer Höhe von

75.000,00 Euro für die Beseitigung des Gebäudes und
2.000,00 Euro für die Standsicherheitsuntersuchung der unmittelbar angrenzenden Gebäude

nach derzeitiger Beurteilung angemessen, um die erforderlichen Maßnahmen ordnungsgemäß
durchzuführen. Das Recht auf Nachforderung bei einem höheren Kostenaufwand bleibt nach §
46 Abs. 5 ThürVwZVG unberührt.
Unter Würdigung aller Umstände erscheint die aufgegebene Frist für die
unter Ziffer 1 aufgegebene Beseitigung des Gebäudes bis 15.05.2024
unter Ziffer 2 aufgegebene Standsicherheitsuntersuchung der unmittelbar angrenzenden bis
15.04.2024, insbesondere hier wegen der bestehenden Gefahr für die öffentliche Sicherheit, als
angemessen.

Zu Ziffer 7. - Kostenfestsetzuna
Die Kostenpflicht der vorgenommenen Amtshandlung ergibt sich aus § 1 Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. § 21
des Thüringer Verwaltungskostengesetzes (ThürVwKostG) sowie § 1 Abs. 1 der Thüringer Bau-
gebührenverordnung (ThürBauGVO).

Die Höhe der Gebühren richtet sich dabei nach § 1 Abs. 1 S. 1 ThürBauGVO i. V. m. Tarifstelle
8.1 der Anlage 1 zur ThürBauGVO. Sie stellt eine Rahmengebühr im Sinne von § 9
ThürVwKostG dar. Rahmengebühren werden durch einen Mindest- und Höchstsatz bestimmt.
Für Verfügungen der Bauaufsichtsbehörde besteht ein Gebührenrahmen von 50,00 Euro bis
1.500,00 Euro. Unter Beachtung des § 21 Abs. 4 ThürVwKostG ist die vorgesehene Gebühr für
die öffentliche Leistung und der damit verbundenen Mühewaltung der Behörde, insbesondere der
Recherchen und Sachverhaltsermittlung sowie der vorgenommenen Ortseinsichten in Höhe von
250,00 Euro angemessen.

Sie sind Kostenschuldner gemäß § 6 Nr. 1 ThürVwKostG, da dieser die Amtshandlung durch die
Nichtbefolgung öffentlichen Rechts veranlasst hat.

Gebühr 250,00 €

Der Gesamtbetrag in Höhe von 250,00 Euro ist innerhalb von zwei Wochen
unter Angabe

Allgemeine Sprechzeiten Di
Do

09.00-12.00 und 14.00-17.00 Uhr
09.00-12,00 und 14.00-18.00 Uhr

Über diese Zeiten hinaus haben die einzelnen Ämter weitere Sprechzeiten.
Sie können telefonisch erfragt werden. VOGT

lANÜ



Untere Bauaufsichtsbehörde Fax: 03661/87677431
12.03.2024 AZ:AIII-63-2I 1800115-40 Zentrale: 03661/876-0

Frau Dietz
Tel.: 03661 876 440
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der Personenstammnummer: PSN 122512
des Aktenzeichens: Az. 1800115
der Haushaltsstelle: HHST 61300.10000;

auf das Konto des Landratsamtes Greiz,
IBAN: DE49 8305 0000 0000 6104 02 (Konto-Nr.: 0000610402) und
BIG: HELADEF1GER (BLZ: 83050000),

bei der Sparkasse Gera-Greiz, zu überweisen.

Rechtsbehelfsbelehruna:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Widerspruch eingelegt
werden. Der Widersprach ist beim Landratsamt Greiz in Greiz schriftlich oder zur Niederschrift
einzulegen.

Mit freundlichen Grüßen
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Allgemeine Sprechzeiten Di 09.00-12.00und14.00-17.00uhr
Do 09.00-12.00und14.00-18.00uhr

Über diese Zeiten hinaus haben die einzelnen Ämter weitere Sprechzeiten.
Sie können telefonisch erfragt werden. VOGT
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Untere Bauaufsichtsbehörde
12^3,2024 AZ: AIII-63-2I

Fax: 03661/87677431
1800115-40 Zentrale: 03661/876-0

Frau Dietz
Tel.: 03661 876440

Hinweis:

Wegen der angeordneten sofortigen Vollziehung entfällt jedoch nach § 80 Abs. 2 Verwaltungsge-
richtsordnung (VwGO) die aufschiebende Wirkung eines etwa eingelegten Widerspruchs, so
dass der Widerspruch nicht hindert.

Gemäß § 80 Abs. 4 VwGO kann das Landratsamt Greiz, untere Bauaufsichtsbehörde, oder das
Thüringer Landesverwaltungsamt, Referat 300, Denkmalschutz, Bau- und Wohnungsrecht, in
99423 Weimar, Jorge-Semprün-Platz 4 die Vollziehung aussetzen.

Allgemeine Sprechzeiten Di
Do

09.00-12.00und 14.00-17.00uhr
09.00-12.00und 14.00-18.00uhr

Ober diese Zeiten hinaus haben die einzelnen Ämter weitere Sprechzeiten.
Sie können telefonisch erfragt werden. VOGT

LAND




